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Zusammenfassung

Der Bundesrechnungshof hat mit Unterstiitzung des Prifungsamtes des Bundes
Berlin in einer Kontrollprifung untersucht, in welchem Umfang die Bundesver-
waltung bereits friher erkannte Mangel beim Anwenden des Grundsatzes der
Selbstdeckung beseitigt hat. Er hat dazu Erhebungen bei sieben Bundesministe-

rien vorgenommen.
Im Wesentlichen ergaben sich nachfolgende Feststellungen:

Die Bundesministerien und ihre Geschéaftsbereiche sowie die mindestens zu 50 %
aus Mitteln des Bundes finanzierten institutionellen Zuwendungsempfanger ver-
zichteten beim Abschluss von Versicherungen regelmafiig auf die fir alle finanz-
wirksamen MaRnahmen erforderliche Bewertung von Handlungsalternativen in

der Planungsphase. (vgl. Tz. 2.2.1)

Die internen Kontrollen der Bundesministerien waren unzureichend. Bereits fri-
her festgestelltes fehlerhaftes Verwaltungshandeln beim Abschluss von Versiche-

rungen wurde nicht gezielt angegangen und abgestellt. (vgl. Tz. 2.2.2)

Der in Nr. 11 der Verwaltungsvorschriften zu § 34 Bundeshaushaltsordnung nor-
mierte Grundsatz der Selbstdeckung wurde nicht immer einheitlich ausgelegt. Die
fur Versicherungsabschliisse erforderliche vorherige Zustimmung des Bundesmi-

nisteriums der Finanzen unterblieb regelmaRig. (vgl. Tz. 2.2.3)

Die gepruften Bundesministerien erkannten die aufgezeigten Schwachstellen
uberwiegend an und haben geeignete MaRnahmen zur Beachtung des Grundsatzes
der Selbstdeckung angekiindigt. Das Bundesministerium der Finanzen wird in
seinem Rundschreiben zur Haushaltsfiihrung ergénzende Hinweise geben. Es be-
absichtigt, auf die Wirtschaftlichkeit als Schlusselkriterium fir den Abschluss von
Versicherungsvertragen und die erforderlichen Beteiligungs- und Dokumentati-

onspflichten hinzuweisen. (vgl. Tz. 4)

Der Bundesrechnungshof héalt die von den Bundesministerien angeklndigten
MaRnahmen fir geeignet, den Grundsatz der Selbstdeckung zutreffend umzuset-
zen. Er schlieBt seine Priifung mit dieser AbschlieRenden Prifungsmitteilung ab.
(vgl. Tz. 5)
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Grundsatz der Selbstdeckung

Nach dem Grundsatz der Selbstdeckung sind Risiken fir Personen, Sachen und
Vermdogen des Bundes aus Grinden der Wirtschaftlichkeit grundsatzlich nicht zu
versichern. Dieser ,,Nichtversicherung® liegt die Uberlegung zugrunde, dass sich
»gute” und ,,schlechte” Risiken nach dem Grundsatz der grofien Zahlen und der
Menge der Objekte ausgleichen. Versicherungen brachten damit keinen wirt-
schaftlichen Vorteil. Zudem konnen die in der Versicherungsprdmie enthaltenen
nicht unbetrachtlichen Gewinn- und Verwaltungskostenanteile eingespart werden.
Bei Schadensféllen werden anfallende Ausgaben aus dem Haushalt gedeckt. Die
Nr.11 der Verwaltungsvorschriften (VV) zu 8§34 Bundeshaushaltsordnung
(BHO) regelt, dass Ausnahmen von der Selbstdeckung der Einwilligung des Bun-
desministeriums der Finanzen (Bundesfinanzministerium) bedirfen. Bei durch
Gesetz oder Ortsstatut bestehendem Versicherungszwang gilt der Grundsatz der

Selbstdeckung nicht.

Der in der VV zu § 34 BHO normierte Grundsatz der Selbstdeckung gilt auch fur
vom Bund institutionell geférderte Zuwendungsempfanger deren Gesamtausgaben
(ohne Ausgaben fur Auftrage und Projektférderungen durch Dritte) zu mindestens
50 % aus Offentlichen Mitteln finanziert werden.! Im Gegensatz zu Bundesver-
waltungen dirfen diese auch Risiken fiir Schdden an Personen, Sachen und Ver-
maogen versichern wenn Vertragspartner den Abschluss von Versicherungen als

zwingende Voraussetzung fiir einen Vertragsabschluss fordern.?

Feststellungen und Empfehlungen

(1) Der Bundesrechnungshof befasste sich im Jahr 2010 erstmalig ressorttibergrei-
fend mit der Beachtung des Grundsatzes der Selbstdeckung durch die Bundesver-
waltung®. Bei seiner Orientierungspriifung zeigte sich, dass der Grundsatz und die
zugehorigen VV zu 8§ 34 BHO nicht durchgehend beachtet und auch nicht immer

zutreffend angewandt wurden.

Die Orientierungsprufung schloss im Wesentlichen mit der Empfehlung an das
Bundesfinanzministerium ab, im jahrlichen Haushaltsfiihrungsrundschreiben die
notwendige Einwilligung des Bundesfinanzministeriums zu Ausnahmen vom

Grundsatz der Selbstdeckung hervorzuheben. Auch sollte es darauf hinweisen,

Nr. 1.4 Anlage 1 (ANBest-I) der VV zu § 44 BHO.
2 Nr. 1.4 Anlage 1 VV zu § 44 BHO (ANBest-1).
Prifung der Anwendung des Grundsatzes der Selbstdeckung gemdaR Nr. 11 der VV zu
§ 34 BHO (Prufungsmitteilung vom 12.04.2011; Gz.: 1 3 - 2010 - 0798).
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dass — unabhangig vom Zustimmungsvorbehalt des Bundesfinanzministeriums —
der Abschluss von Versicherungsvertradgen immer eine finanzwirksame Mafnah-
me darstellt, die Wirtschaftlichkeitsbetrachtungen und Erfolgskontrollen i. S. d.
VV zu § 7 BHO erfordert.

Wegen der festgestellten hohen Zahl von Versicherungsvertragen sowie die tber-
wiegende Nichtbeteiligung des Bundesfinanzministeriums wurde ferner empfoh-
len, der Bundesverwaltung den Grundsatz der Selbstdeckung naher zu erl&utern.
Auf die bei der Prifung erkennbar gewordenen Problembereiche und Zweifelsfra-

gen sollte dabei méglichst eingegangen werden.

(2) Den weiteren sechs in die Orientierungsprifung einbezogenen Bundesministe-
rien Ubersandten wir je einen Abdruck unserer an das Bundesfinanzministerium
gerichteten Prufungsmitteilung. Mit dem Ubersendungsschreiben informierten wir
diese gesondert Uber wesentliche, deren Geschéftsbereich betreffende Priifungser-

kenntnisse. Zudem kindigten wir eine Kontrollprifung an.

Von der Bundesverwaltung bisher eingeleitete MaRhahmen

(1) Das Bundesfinanzministerium folgte den in der Priifungsmitteilung aufgefihr-
ten Empfehlungen tberwiegend. So nahm es in das Rundschreiben zur Haushalts-
fuhrung 2012* nachfolgende Hinweise auf:

* Ausnahmen vom Grundsatz der Selbstdeckung bedlrfen gemals VV Nr. 11
Satz 3 zu § 34 BHO der Einwilligung (d. h. der vorherigen Zustimmung) des

Bundesfinanzministers als Etatminister.

» Ausnahmeantrédge sind an das jeweilige Spiegelreferat der Haushaltsabteilung
des Bundesfinanzministeriums zu richten. Die Erwdgungen und Entschei-
dungsgrinde fur die Ausnahmen sind bei allen betroffenen Stellen nachvoll-

ziehbar zu dokumentieren.

» Der Grundsatz der Selbstdeckung gilt laut Nr. 1.4 der Allgemeinen Nebenbe-
stimmungen fir Zuwendungen zur institutionellen Férderung (ANBest-1) ge-

nerell auch flr institutionelle Zuwendungsempfénger.

Auf die n&here Erlduterung von Problembereichen und Zweifelsfragen zum
Grundsatz der Selbstdeckung verzichtete das Bundesfinanzministerium. Seinen

bisherigen Erfahrungen nach wirden nicht gesetzlich vorgeschriebene Versiche-

4 Schreiben — 11 A 2 — H 1200/11/10044 — BMF vom 20.12.2011 an die Obersten Bun-
desbehdrden (Ziffer 1.10).
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rungsvertrage nur ausnahmsweise geschlossen. Auch sei eine detaillierte Darstel-
lung von Ausnahmegriinden — z. B. in den VV zum § 34 BHO - weder mdglich

noch sinnvoll.

Herangetragene Ausnahmeantrage wolle das Bundesfinanzministerium auch kiinf-
tig daraufhin prifen, ob die von den Ressorts dargelegten Wirtschaftlichkeitser-
wégungen plausibel nachzuvollziehen seien. Dabei lage die Letztverantwortung
fur die vor Vertragsabschluss erforderlichen Wirtschaftlichkeitsbetrachtungen —
auch bei Ausnahmen vom Grundsatz der Selbstdeckung — weiterhin bei den Res-

sorts.

(2) Sechs Bundesministerien erklarten, dass sie die Prifungsergebnisse der Orien-
tierungsprifung in ihrem Hause und an die Geschaftsbereichsbehdrden verteilt
hatten. Ein Bundesministerium hob in seinem Ubersendungsschreiben ausdriick-
lich hervor, dass vor Versicherungsabschluss in jedem Fall eine Wirtschaftlich-
keitsuntersuchung vorzunehmen und das Bundesfinanzministerium zu beteiligen
sei. Ein anderes Bundesministerium nahm von uns festgestellte Sachverhalte zum
Anlass, in seinem hausinternen Erlass zur Haushaltsfiihrung 2011 nachfolgende

Regelungen zum Grundsatz der Selbstdeckung aufzunehmen:

»Risiken fur Schaden an Personen, Sachen und Vermdgen des Bundes werden
grundsatzlich nicht versichert. Ausnahmen bedurfen der Einwilligung des BMF

(VV Nr. 11 zur BHO). Damit ist u. a. der Abschluss von Transportversicherungen

grundsétzlich nicht zuldssiqg.*

Ein Bundesministerium verzichtete darauf, unsere Priifungserkenntnisse in seinem
Verantwortungsbereich weiterzugeben. Es erkléarte, der Grundsatz der Selbstde-
ckung sei den jeweils zustdndigen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern bereits aus-

reichend bekannt.

Insgesamt unterstellten alle Ressorts flr ihre Einrichtungen, dass die fur Versiche-
rungsabschlisse Verantwortlichen notwendige Schlussfolgerungen ziehen wir-

den.




2.1

Kontrollprifung

Ziel und Vorgehensweise

(1) Wesentliches Ziel der Kontrollprifung war es, die Wirtschaftlichkeitsrech-
nungen als wesentliche Entscheidungsgrundlagen fur den Abschluss von Versi-
cherungsvertragen auf ihre Tragféhigkeit hin zu untersuchen. Soweit das Bundes-
finanzministerium seit Abschluss der Orientierungsprifung Gber neue Ausnahme-
antrdge zu entscheiden hatte, sollten die dabei angesetzten Malistdbe ebenfalls

bewertet werden.

(2) Vergleichbar zu dem Vorgehen bei unserer Orientierungsprifung, werteten
wir zunachst die im HKR-Verfahren® fiir das Jahr 2011 bei den Ausgabetiteln al-
ler Einzelplane ausgewiesenen Buchungen nach Anhaltspunkten fir Versiche-
rungszahlungen aus. Dabei eliminierten wir solche Félle, bei denen begriindet an-
zunehmen war, dass die Zahlungen an Versicherungen auf gesetzlicher Grundlage
oder auf Ortsstatut basierten (z. B. Sozial- und Rentenversicherungsbeitrége, Un-
terhaltsleistungen an Wehrpflichtige, Zahlungen an Kommunen mit weniger als
100 000 Einwohnern).

Aufgrund der Vielzahl der danach verbliebenen Buchungsfélle beschréankten wir
die Prifung auf sechs Bundesministerien. Dabei bezogen wir auch bereits aus der
Orientierungsprifung bekannte Versicherungsabschlisse ein, fiir die noch immer
Zahlungen aus dem Bundeshaushalt geleistet wurden. Das Bundesfinanzministe-
rium war in diesen Féllen — entgegen der VVorgaben — nicht um Zustimmung gebe-
ten worden. Es handelte sich dabei z. B. um Kaskoversicherungen fir eigene und
geleaste Kraftfahrzeuge (Kfz), Veranstaltungsversicherungen und Unfallversiche-

rungen.

(3) Bei den ortlichen Erhebungen verschafften wir uns zunéchst beim Grundsatz-
referat des Bundesfinanzministeriums einen Uberblick uber die nach Abschluss
der Orientierungsprufung eingegangenen Ausnahmeantrége.

Im Anschluss daran informierten wir uns insbesondere bei den Haushaltsreferaten

des Bundesfinanzministeriums sowie des
*  Auswaértigen Amtes (AA),

*  Bundesministeriums des Innern (Bundesinnenministerium bzw. BMI),

® System des Haushalts-, Kassen- und Rechnungswesen des Bundes.
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*  Bundesministeriums fur Wirtschaft und Energie (Bundeswirtschaftsministeri-
um bzw. BMWi),

*  Bundesministeriums fur Arbeit und Soziales (Bundesarbeitsministerium bzw.
BMAS),

» Bundesministeriums fir Verkehr und digitale Infrastruktur (Bundesverkehrs-

ministerium bzw. BMVI) sowie

* Bundesministeriums der Verteidigung (Bundesverteidigungsministerium bzw.
BMVg)

uber die im Jahr 2011 (und/oder 2012) im jeweiligen Verantwortungsbereich ge-
zahlten Versicherungsbetrage und die vor Abschluss der Vertrdge durchgefihrten
Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen. Aus prifungsdkonomischen Gesichtspunkten
verzichteten wir auf eigene Erhebungen in Geschaftsbereichen sowie den in Frage

kommenden institutionellen Zuwendungsempféangern.

Priafungsfeststellungen
Die von uns festgestellten rund 1 000 Versicherungsfélle fiihrten im Bundeshaus-
halt im gepriften Zeitraum zu jahrlichen Ausgaben von mindestens 337 000 Euro

(vgl. Anlage)®.

Ermittlung und Dokumentation von Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen in der
Planungsphase

(1) Die Geschaftsbereichsbehdrden und institutionellen Zuwendungsempfanger
schlossen die Versicherungen vor allem auf Anregung Dritter (auRerhalb der
Bundesverwaltung stehende Beteiligte’), in Einzelfallen auch auf Anregung von
beim Bund oder bei institutionellen Zuwendungsempfangern beschéftigten Perso-
nen ab. Die Entscheidungsfindung bis hin zum Abschluss von Versicherungsver-
tragen war nur in wenigen Ausnahmefallen nachvollziehbar in den Akten doku-
mentiert. So war nur in wenigen Fallen festzustellen, dass die fur den Versiche-
rungsabschluss fachlich Zustandigen Anregungen Dritter kritisch hinterfragt hat-

ten.

® Die tatsachlichen Belastungen diirften wesentlich héher sein, da insbesondere institu-

tionelle Zuwendungsempfénger Versicherungsabschliisse meldeten ohne die genaue
Anzahl der Vertrdge noch die damit verbundenen Zahlungen zu benennen.
z. B. Dienstleister, Rechtsanwaélte, Leasinggeber, Landesregierungen.
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Dokumente, anhand derer wir Untersuchungen zur Wirtschaftlichkeit der Versi-
cherungsabschlisse in der Planungsphase hétten nachvollziehen konnen, lagen
nicht vor. Die jeweils fachlich Zustandigen erklérten tberwiegend, die Versiche-
rungsleistungen ausgeschrieben und durch einen Vergleich das jeweils wirtschaft-
liche Angebot ermittelt zu haben. Einzelne begriindeten den Verzicht auf Wirt-
schaftlichkeitsuntersuchungen in der Planungsphase auch mit einem hohen Scha-
densrisiko. Weitere Grinde waren Anordnungen von Versicherungsabschliissen
durch die Geschaftsleitung/tbergeordnete Behorde sowie geringe jahrliche Versi-

cherungsbeitrége.

(2) Der Bundesrechnungshof beanstandet die festgestellte Praxis beim Abschluss
von Versicherungen. Die Behdrden des Bundes und die von ihm zu mindestens
50 % geforderten institutionellen Zuwendungsempfénger haben bereits in der Pla-
nungs- und Entscheidungsphase alle zum Abschluss einer Versicherung in Frage
kommenden Handlungsalternativen zu bewerten. Dabei haben sie die fir den
Bundeshaushalt insgesamt wirtschaftliche Variante zu ermitteln und den Aus-
schluss einzelner Alternativen nachvollziehbar zu begriinden. Ein Abschluss von
Versicherungsvertragen ausschlieflich auf Anregung Dritter wird dieser Forde-
rung nicht gerecht. Deren Argumente hatten allenfalls in die Entscheidungsfin-
dung einbezogen werden konnen. Soweit die Verwaltungen von eigenen Betrach-
tungen zur Vorteilhaftigkeit fur den Bund absahen, verstiel3en sie gegen den in § 7
BHO ausgebrachten Grundsatz der Wirtschaftlichkeit. Dieser ist bei allen MaR-
nahmen zu beachten, die Einnahmen und Ausgaben des Bundeshaushalts beein-

flussen.

Ein Angebotsvergleich zur wirtschaftlichen Beschaffung von Versicherungsleis-
tungen kann Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen nicht ersetzen. In den, den Aus-
schreibungen vorgelagerten Wirtschaftlichkeitsrechnungen ist nachzuweisen, dass
der Abschluss von Versicherungen zu wirtschaftlichen Vorteilen fur den Bund
fuhrt. Die nachgelagerte Ausschreibung ermittelt lediglich die wirtschaftlichste

Beschaffungsform fir eine als wirtschaftlich zweckmaRig erkannte Versicherung.

Auch hohe Schadensrisiken oder geringe Versicherungsprdmien konnen allein
— ohne weitere Betrachtungen und Nachweise — den Abschluss von Versicherun-
gen nicht rechtfertigen. Vielmehr sind in allen Fallen Wirtschaftlichkeitsuntersu-
chungen anzustellen. Ohne solche Entscheidungsgrundlagen darf der Abschluss

von Versicherungen auch nicht durch Gbergeordnete Stellen angeordnet werden.
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Entscheidungen zum Abweichen vom Grundsatz der Selbstdeckung bedrfen der
Dokumentation aller bei den Handlungsalternativen zu betrachtenden Aspekte.
Hierzu gehoren z. B. die Analyse der Ausgangslage sowie die Darstellung der

vollstandigen finanziellen Auswirkungen auf den Bundeshaushalt.

Kontrolle bei fehlerhaftem Verwaltungshandeln

(1) Die Wahrnehmung von Aufsichts- und Steuerungsfunktionen gegenuber ihrem
Geschaftsbereich gehort zu den Kernaufgaben der Bundesministerien (vgl. § 3
Abs. 1 Gemeinsame Geschéftsordnung der Bundesministerien). So sollen interne
Kontrollsysteme dazu beitragen, die Wirtschaftlichkeit des Verwaltungshandelns
zu gewahrleisten sowie eine rechtsfehlerfreie und einheitliche Rechtsanwendung
und transparente Entscheidungs- und Verwaltungsabldufe sicherzustellen. Obers-
tes Ziel der Fach- und Rechtsaufsicht ist ein rechtmaRiges und zweckmaRiges

Verwaltungshandeln.®

Keines der gepriften Bundesministerien verfuigte zu Beginn der Kontrollpriufung
uber vollstandige Informationen zu den aktuell bestehenden Versicherungsvertra-
gen und/oder den damit im Zusammenhang stehenden Ausgaben. Vielmehr wand-
ten sich alle vor Beginn der 6rtlichen Erhebungen an den Bundesrechnungshof
mit der Frage, ob dieser uber konkrete Anhaltspunkte zu Versicherungsabschlis-
sen in ihren Geschiftsbereichen verflige. Alle baten um Ubersendung der in Vor-

bereitung der Kontrollpriifung tiber das HKR-Verfahren ermittelten Datensatze.

Bei den Erhebungen zeigte sich, dass die fachlich zustdndigen Bundesministerien
nur ausnahmsweise in die Entscheidungsprozesse zu Versicherungsabschlissen
von Geschaftsbereichsbehdérden und den von ihnen tiberwiegend geforderten insti-
tutionellen Zuwendungsempféangern eingebunden waren. Regelméaliig begriindeten
sie dies mit deren starker Eigenverantwortlichkeit fir den Haushalt. Ein Bundes-
ministerium verwies ergénzend auf personelle und zeitliche Engpésse in seinem

Hause.

Eine systematische Aufarbeitung der festgestellten Mangel seitens der Aufsichts-

behdrden war nicht festzustellen.

®  Bundesinnenministerium: Grundséitze zur Ausiibung der Fachaufsicht der Bundesmi-

nisterien Uber den Geschaftsbereich, Stand 2. Mai 2008.
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(2) Der Bundesrechnungshof hélt die internen Kontrollsysteme der betroffenen
Bundesministerien weiterhin fur nicht ausreichend. Bereits in der Orientierungs-
prifung festgestelltes fehlerhaftes VVerwaltungshandeln (vgl. z. B. Tz. 3.2.1) wur-
de noch immer nicht abgestellt. Wir sehen auch die aufgezeigten Informationsde-
fizite kritisch. Dies fiihrte dazu, dass gar keine Grundlage verfligbar war, um mit
Mitteln der Aufsicht das Verwaltungshandeln zu begleiten. Wir erkennen darin
einen besonderen Mangel, da von uns auf vorhandene Schwachstellen bereits bei
unserer Orientierungspriufung zum ,,Grundsatz der Selbstdeckung* hingewiesen
wurde. Starke Eigenverantwortlichkeit der Behérden oder Zuwendungsempfanger
sowie personelle und zeitliche Engpdsse rechtfertigen mangelnde Aufsicht nicht.
Zumindest bei bereits festgestellten Mangeln hatte Abhilfe untersucht werden

mussen.

Auslegung von Vorgaben der BHO

Die Geschéftsbereichsbehdrden und institutionellen Zuwendungsempfénger bean-
tragten weder nachtraglich fir die bei der Orientierungsprifung festgestellten
(und weiterhin bestehenden) Versicherungen, noch fiir danach geschlossene Ver-
sicherungsvertrdge beim Bundesfinanzministerium Ausnahmen vom Grundsatz

der Selbstdeckung.

Sie fuhrten an, dass Ausnahmeantrage sowie Wirtschaftlichkeitsnachweise fiir den
Abschluss von Versicherungen aus verschiedenen Griinden nicht erforderlich sei-

en. Hierfur gaben sie an:
a) Versicherungszwang oder Ortsiblichkeit

(1) Ein gesetzlich geregelter Versicherungszwang bzw. ein im Ausland gel-
tendes Ortsrecht oder eine dortige Ortslblichkeit erforderten zwingend einen

Versicherungsabschluss.

Beispiele:
Kfz-Haftpflicht fiir im In- und Ausland eingesetzte, bundeseigene Kfz (gesetz-

lich geregelt)

Kranken- und Unfallversicherungen fiir die nach Ortsrecht eingestellten Be-
schaftigten im Ausland; Haftpflicht-, Mietausfallversicherung bei Anmietung

von Raumen im Ausland (ortstblich)
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Ein institutioneller Zuwendungsempfanger erlduterte, er bewerte vor Ab-
schluss von Versicherungen fur im In- und Ausland eingesetzte Kraftfahrzeu-
ge das Risiko nicht gedeckter Schaden. Dabei sei man zu dem Schluss ge-
kommen, dass das Verhéltnis der Versicherungspramie zu potenziellen Scha-
densersatzzahlungen bei Sach- und vor allem Personenschaden den Abschluss
von Haftpflicht- und Vollkaskoversicherungen rechtfertige. Beim Einsatz von
Kraftfahrzeugen in L&ndern, in denen bei einem fremd verschuldeten Unfall
eine Schadensbegleichung durch den Unfallverursacher nicht gesichert sei
oder Versicherungen de facto geringwertig erschienen (sog. ,,Weichwéh-
rungslander®), seien aus Wirtschaftlichkeitsgriinden Kaskoversicherungen

angezeigt.

(2) Soweit durch Gesetz oder Ortsstatut ein Versicherungszwang besteht,
sind fir den Abschluss von Versicherungen besondere Nachweise der wirt-
schaftlichen und sparsamen Verwendung von Ausgaben entbehrlich®. Der
verwendete Begriff ,,Ortsstatut” ist allerdings rechtlich nicht normiert. Die

Anwendung flihrte daher zu Unsicherheiten.

Wenn Abschliisse von Kfz-Haftpflichtversicherungen fir im In- und Ausland
eingesetzte bundeseigene Kraftfahrzeuge mit dem in Deutschland gultigen
Pflichtversicherungsgesetz'® begriindet wurden, war dies unzutreffend. Es
blieb auller Acht, dass der Bund als Kraftfahrzeughalter von der Pflicht zum
Versicherungsabschluss befreit ist. Soweit andere Grinde (z. B. Vermeidung
von Rechtsstreitigkeiten im Ausland) den Abschluss dieser Versicherungen
erforderlich erscheinen lassen, sind die Abwégungen zu dokumentieren und
dem Bundesfinanzministerium mit der Bitte um Zustimmung zur Ausnahme

von Grundsatz der Selbstdeckung vorzutragen.

Die haufig angetroffene Begrindung fur den Verzicht auf Beantragung einer
Ausnahmegenehmigung beim Bundesfinanzministerium, dass ein Versiche-
rungsabschluss im Ausland ,,ortsliblich® sei, ist fir uns ein deutlicher Hinweis
darauf, dass es an einer ndheren Erlauterung des Begriffs ,,Ortsstatut” fir den

Bund mangelt.

° Nr.11VV zu § 34 BHO.
1% Pflichtversicherungsgesetz vom 05.04.1965 (BGBL. | S. 213, zuletzt gedndert durch
Artikel 1 der Verordnung vom 6. Dezember 2011 (BGBL. | S. 2628).



a)

b)

13

Keine Risiken fiir Personen des Bundes

(1) Es wurde angenommen, dass es sich bei den versicherten Risiken nicht
um Risiken fir Personen des Bundes handeln wirde und diese damit nicht

dem Grundsatz der Selbstdeckung unterfielen.

Beispiele:

Abschluss von Haftpflicht- sowie Lebensversicherungen fur auslandische Sti-
pendiaten oder Auszubildende, auslédndische Lehrgangsteilnehmer oder auf Ein-

ladung von Bundesverwaltungen in Deutschland weilende Besucher

(2) Der Grundsatz der Selbstdeckung ist zun&chst ausschlieBlich bei Risiken
fiir Personen, Sachen oder das Vermdgen des Bundes zu beachten. Bei den in
Deutschland weilenden, auslandischen Besuchern dirfte es sich in der Regel
nicht um Personen des Bundes handeln. Dennoch ist auch bei diesen Féllen
zu prufen, ob aus Grunden der Wirtschaftlichkeit nach dem Grundsatz der

Selbstdeckung keine Versicherungen abzuschliel3en sind.
Geringe bzw. keine Versicherungskosten

(1) Versicherungen wurden mit der Begrindung abgeschlossen, es wirden

nur geringe bzw. keine Versicherungskosten anfallen.

Beispiele:
Paket(transport)versicherungen; Transportversicherungen (geringe Kosten)

Reise-, Kranken-, Unfall- und Haftpflichtversicherung fir osteuropdische Stipen-
diaten; Architektenhaftpflichtversicherung

(2) Das Haushaltsrecht des Bundes lasst eine Ausnahme vom Grundsatz der
Selbstdeckung zu wenn sichergestellt ist, dass die Versicherungspramie voll-
stdndig von aulRerhalb des Bundes stehenden Dritten Gibernommen wird. Auf
Falle bei denen zwar je Versicherungsabschluss nur geringe Kosten anfallen,
diese aber vom Bund zu tragen sind, trifft dies jedoch nicht zu. Unabhéngig
davon, ob flr Versicherungen nur geringe Kosten anfallen, sind die Vorteile
fir das Abweichen vom Grundsatz der Selbstdeckung zu begriinden und

nachvollziehbar darzulegen.
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c) Deckungsliicken bei institutionellen Zuwendungsempfangern

(1) Der Abschluss von Versicherungen wurde damit begrindet, dass in
Schadensfallen bei institutionellen Zuwendungsempféangern ggf. Deckungsli-

cken entstehen wiirden.

Beispiele:
Reisericktrittskostenversicherung

Elektronikversicherungen

Ein institutioneller Zuwendungsempfanger wies darauf hin, dass die Forder-
mittel jahrlich neu zu beantragen seien und von einer Zuwendungsgewahrung
in der Folgezeit nicht ausgegangen werden konne. Beim Wegfall der Zuwen-
dung wirde eine Kfz-Haftpflichtversicherung beispielsweise zwingend abzu-
schlieBen sein.

(2) Die von den Geschéftsbereichsbehdrden und institutionellen Zuwen-
dungsempféangern vorgetragenen Griinde fiir den Verzicht auf eine Beteili-
gung des Bundesfinanzministeriums vor Versicherungsabschluss sind flr uns
nicht immer (berzeugend. Mit dem j&hrlichen Zuwendungsbescheid ver-
pflichten die Bundesministerien auch ,ihre* institutionellen Zuwendungs-
empfanger zur Anwendung des Grundsatzes der Selbstdeckung. Wesentlicher
Grund dafur ist die Pflicht zur wirtschaftlichen und sparsamen Verwendung

von Bundesmitteln.

Die Zuwendungen sind in jedem Fall dem vom Bund bewilligten Zweck ent-
sprechend zu verwenden. Soweit Versicherungsabschlisse nicht ausdriicklich
mit Bescheid bewilligt wurden, ist grundsatzlich eine zweckfremde Verwen-
dung zu unterstellen. In den uns vorgelegten Fallen war berdies nicht er-
kennbar, dass im Schadensfall eine Deckungsliicke entstanden ware. Soweit
sich die fur die Bewilligung der Zuwendung maRgeblichen Umsténde andern,
muss dies der Zuwendungsempféanger unverzuglich der Bewilligungsbehorde
anzeigen.'? Diese hat dann tiber die Deckung der ggf. durch einen Schadens-
fall aufgetretenen finanziellen Zusatzbelastung zu entscheiden.

I Nr. 1.1 Anlage 1 VV zu § 44 BHO (ANBest-I).
2 Nr. 5.2 Anlage 1 VV zu § 44 BHO (ANBest-I).
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Einzelregelung zur Ubernahme von Versicherungskosten fiir Kraftfahrerinnen und
Kraftfahrer des Bundes

(1) Mit Rundschreiben vom 29. September 2009 (D 5 — 220 210 — 2/3 | f) wies
das Bundesinnenministerium darauf hin, dass zur Absicherung der mit dem Fah-
ren von Dienstkraftwagen verbundenen Risiken ein Rahmenvertrag mit einer Ver-
sicherung existiere. Danach haben Beschaftigte des Bundes die Mdglichkeit, zu
den vom Bund ausgehandelten Konditionen eine Dienstfahrzeug-Haftpflicht-
versicherung, eine Regress-Haftpflichtversicherung, eine Rechtschutzversiche-
rung und/oder eine Fahrer-Unfallversicherung abzuschlieBen. Der Bund sowie
Korperschaften, Anstalten und Stiftungen des Bundes wurden aus den aufgrund
des Rahmenvertrages abgeschlossenen einzelnen Versicherungsvertragen weder
berechtigt noch verpflichtet (vgl. § 9 des Rahmenvertrages). Das Angebot des
Bundesinnenministeriums zum Abschluss von Versicherungen richtet sich an die
Bediensteten des Bundes als Privatpersonen. Eine Zustimmung des Bundesfi-
nanzministeriums zum Versicherungsabschluss ist entbehrlich, da der Grundsatz

der Selbstdeckung nicht betroffen ist.

Geschaftsbereiche von drei Bundesministerien riefen Leistungen aus dem vom
Bundesinnenministerium geschlossenen Rahmenvertrag zur Absicherung von Ri-
siken fur Kraftfahrerinnen und Kraftfahrer des Bundes ab, die zeitweilig mit der
Fuhrung von Kraftfahrzeugen beauftragt waren. Die im Geschéftsbereich eines
Bundesministeriums beschéaftigten Personen des Bundes trugen die fur die Versi-
cherung anfallenden Kosten selbst. Fir die 469 Personen der im Geschaftsbereich
von zwei anderen Bundesministerien angestellten Personen beglich der Bund im
Jahr 2011 die angefallenen Kosten von 15 Tsd. Euro. Die uns dazu von einem
Bundesministerium zur Begrindung zur Verfligung gestellten Unterlagen aus dem
Jahr 1999 belegen, dass die Kostenlibernahme die Mitarbeiterinnen/Mitarbeiter

dazu motivieren sollte, Dienstfahrzeuge als Selbstfahrer zu nutzen.

(2) Bereits in unserer Prufungsmitteilung zur Orientierungsprufung haben wir da-
rauf hingewiesen, dass der fur Beschéaftigte abgeschlossene Rahmenvertrag fiir
Selbstfahrer keine Erméchtigung darstellt, Versicherungen zulasten des Bundes
abzuschlieRen bzw. die Pramien dafur zu tbernehmen. Die im Rahmen dieser
Prufung benannte Begriindung (fehlende Kraftfahrerstellen; Mitarbeitermotivati-
on) kann — ohne vorherige Zustimmung des Bundesfinanzministeriums — den Ver-

sicherungsabschluss nicht rechtfertigen.



16
Wir weisen erneut darauf hin, dass die Kostenibernahme dazu fiihrte, dass der
Bund Bedienstete einzelner Verwaltungen in unzul&ssiger Weise besser stellte

(geldwerter Vorteil) ™.

Zusammenfassende Bewertung und Empfehlungen vor Stellung-
nahme der Bundesministerien

Die Kontrollpriifung zeigte erneut, dass der Grundsatz der Selbstdeckung noch
immer nicht durchgehend und zutreffend angewandt wurde. Auch die vom Bun-
desfinanzministerium im Haushaltsfihrungsrundschreiben fiir das Jahr 2012 ge-
gebenen Hinweise fuhrten nicht zu wesentlichen Verbesserungen. Weiterhin fehl-
ten die auch bei Versicherungsabschlissen erforderlichen Wirtschaftlichkeitsbe-
trachtungen in der Planungsphase und die vom Bundesfinanzministerium erteilten
Ausnahmegenehmigungen. Der Bundesrechnungshof erkannte darin ein Defizit
bei den internen Kontrollen zur der Umsetzung des 8 7 BHO und sprach in seiner
Prafungsmitteilung seine Erwartung aus, dass z. B. die Beauftragten fir den
Haushalt entsprechend der VVorgabe der VV Nr. 3.3.1 zu § 9 BHO auf die Einhal-
tung der von der Bundesverwaltung zu beachtenden Gesetze und Vorgaben hin-
wirken. Auch betonte er, dass es aus seiner Sicht erforderlich sei, die Einhaltung

der gesetzlichen VVorgaben zumindest stichprobenweise zu kontrollieren.

Der Bundesrechnungshof empfahl, fur bestehende Versicherungsabschliisse Wirt-
schaftlichkeitsbetrachtungen nachzuholen und — soweit sich Versicherungsvertré-
ge fir den Bundeshaushalt insgesamt als nicht wirtschaftlich erweisen oder be-
sondere Griinde zur Rechtfertigung eines Vertragsabschlusses nicht vorliegen —
Vertrage zum ndchstmoglichen Zeitpunkt zu kindigen. Soweit es bislang an einer
vom Bundesfinanzministerium erforderlichen Zustimmung fehlte, sollte diese

nachgeholt werden, wenn Versicherungen weitergefiihrt werden sollen.

Angesichts der erneut festgestellten, hohen Anzahl von Versicherungsabschliissen
zur Absicherung von Risiken fiir Personen, Sachen und das Vermogen des Bundes
wiederholte der Bundesrechnungshof seinen Vorschlag aus der friiheren Orientie-
rungsprifung an das Bundesfinanzministerium, den Grundsatz der Selbstdeckung
naher zu erlautern. Hilfreich dafiir sah er beispielsweise eine Ubersicht tiber Ge-

setze an, die einen Versicherungszwang fur den Bund vorschreiben. Diese konnte

B3 vgl. Tz. 3.3.7 der Priifungsmitteilung vom 12.04.2011; Gz.: | 3 - 2010 - 0798.
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erganzt werden mit Fallen, bei denen das Bundesfinanzministerium grundsatzlich
auf einen Zustimmungsvorbehalt verzichtet (z. B. bei vollstandiger Kostentragung
durch auRerhalb des Bundes stehende Dritte). In die Erarbeitung von Erl&uterun-
gen zum Grundsatz der Selbstdeckung sollten nach Meinung des Bundesrech-

nungshofes alle Bundesministerien einbezogen werden.

Stellungnahmen zur Prifungsmitteilung

Die Bundesministerien erkannten die in der Prufungsmitteilung aufgezeigten
Schwachstellen Giberwiegend an. Sie gaben an, geeignete Mallnahmen zur Beach-
tung des Grundsatzes der Selbstdeckung ergreifen zu wollen. Insbesondere solle
dadurch dem Grundsatz der Wirtschaftlichkeit groRere Bedeutung geschenkt wer-

den.

Das Bundesfinanzministerium kindigte an, den Grundsatz der Selbstdeckung na-
her zu erlautern. Es werde ferner im Rundschreiben zur endgltigen Haushaltsfiih-
rung flr das Jahr 2014 erneut an seine Beteiligung vor Abschluss von Versiche-
rungen erinnern. Dabei werde noch einmal nachdriicklich auf die Wirtschaftlich-
keit als Schlisselkriterium fur den Abschluss von Versicherungen hingewiesen.
Es werde auch an die Dokumentationspflicht fir alle an der Entscheidung betei-
ligten Stellen erinnern. Neben grundsatzlichen Aussagen zur VVornahme von Wirt-
schaftlichkeitsbetrachtungen sollen vorhandene Arbeitshilfen aufgefiihrt und
Klarstellungen zur Vermeidung von mdglichen Fehlinterpretationen vorgenom-
men werden (z. B. Versicherungszwang durch Ortsstatut, Besserstellungsverbot

bei Zuwendungsempfangern).

Abschlief3ende Bewertung
Die Bundesministerien haben die in der Prifungsmitteilung aufgezeigten

Schwachstellen weitgehend bestétigt.

Die vom Bundesfinanzministerium in seinem Rundschreiben zur endgultigen
Haushaltsfihrung fur das Jahr 2014 beabsichtigten Hinweise zum Grundsatz der
Selbstdeckung hélt der Bundesrechnungshof fur geboten. Sie greifen wesentliche

seiner Empfehlungen auf.
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Die erganzend dazu von den Bundesministerien vorgesehen Malinahmen kénnen

beitragen, den Grundsatz der Selbstdeckung zutreffend umzusetzen.

Erb Pfost



3-2012-5083 Anlage
Kontrollpriifung zum Grundsatz der Selbstdeckung (hier: Zusammenfassung Ressortmeldungen zu
bestehenden Versicherungsvertragen)

Anzahl

Ressorts mit jahrliche

Vers. Versiche-  |Ausgaben
Versicherungsvertrage meldung rungsfalle |insgesamt
Architektenhaftpflichtversicherung 1 1 9.200
Baurisikoversicherung 1 1 2.121
Betriebs- und Berufshaftpflichtversicherungen 3 8 36.897
Elektronik-/Gerateversicherung 3 7 4,127
Versicherung gegen Feuer, Einbruch, Wasser und Sturm 1 3 485
Firmen-Gruppenunfallversicherung 1 8 4,788
Firmen-Haftpflichtversicherungen 1 1 5.426
freiwillige Versicherung birgschaftlich Engagierter 1 1 238
Ganzzeit-Versicherung (Berufsunfallversicherung incl. freiwilliger
Zusatzversicherung) 1 3
Gerateversicherung 1 1 96
Glasversicherung 1 1
Gruppenunfallversicherung 1 1 1.205
Haftpflicht- und/oder Hausrat und/oder Geb&udeversicherung 1 16
Haftpflichtversicherung fiir die Durchfiihrung von Planungsleistungen
nach HOAI 1 1 12.000
Halter(haftpflicht)versicherung fiir einen Quadrocopter 1 1 168
ADAC Schutzbrief 1 3
Autoversicherung (Arbeitgeberhaftpflicht-, Autohaftpflicht-,
Regressversicherung) 1 1 770
Dienstfahrzeughaftpflicht 1 4 122
Dienstkraftfahrzeug- und Regresshaftpflichtversicherungen
(Selbstfahrer) 2 469 15.306
Haftpflicht-, Voll-/ Teilkaskoversicherungen 2 37 67.755
Haftpflichtversicherungen 3 44 66.265
Kranken-, Unfall- und Haftpflichtversicherung 1 1 295
Allgefahrenversicherung (Ausstellungsversicherung) 1 9 2.039
Ausstellungsversicherung 3 5 1.158
Berufsunfallversicherung und gesetzliche Haftpflichtversicherung 1 1 236
Krankenversicherung und Transportversicherung (f. Kiinstler) 1 1 385
Kunst- und Transportversicherung 1 1 179
Kunsthaftpflichtversicherung 1 1 536
Transportversicherung (f. Kunst) 1 9 2.417
Hausrat-, Inhaltsversicherung fir 3 Standorte und Kinstler 1 1
Lebensversicherung 1 2 54.071
Maschinen(teil)versicherung 1 3 3.554
Mietausfallversicherung 1 1
Transportversicherung (Pakete) 3 216 756
Auslandsreisekrankenversicherung 2 19 11.597
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3-2012-5083 Anlage
Anzahl
Ressorts mit jahrliche
Vers. Versiche-  |Ausgaben
Versicherungsvertrage meldung rungsfalle |insgesamt
Auslandsreiseunfallversicherung 1 1
ReiseGepackversicherung 1 1 1.852
ReiseKranken-, Unfall-, Haftpflichtversicherung 1 11 391
ReiseRucktrittsversicherung 1 2
ReiseRundum Sorglos-Jahresschutz-Spezialversicherung 1 1 49
Unfall-, Haftpflicht- und Reisekrankenversicherung 1 1
ReiseVerkehrsmittelunfallversicherung (Lufthansa Airplus Card) 1 1 100
Risiko-/Berufsunfallversicherung 1 1 16.639
Umzug(Transport)versicherung 1 2 1.908
Unfall-/Haftpflicht-/Reisekrankenversicherung 2 34 10.192
Veranstalter(haft)pflichtversicherung 2 12 2.228
Vermogensschadenshaftpflichtversicherung 1 1
Versicherung fir die Er6ffnung eines Shoe Shop 1 1
Zusatzhaftpflichtversicherung 1 1
Gesamt 952 337.550

2von?2



	0 Zusammenfassung
	1 Grundsatz der Selbstdeckung
	1.1 Feststellungen und Empfehlungen
	1.2 Von der Bundesverwaltung bisher eingeleitete Maßnahmen

	2 Kontrollprüfung
	2.1 Ziel und Vorgehensweise
	2.2 Prüfungsfeststellungen
	2.2.1 Ermittlung und Dokumentation von Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen in der Planungsphase
	2.2.2 Kontrolle bei fehlerhaftem Verwaltungshandeln
	2.2.3 Auslegung von Vorgaben der BHO
	2.2.4 Einzelregelung zur Übernahme von Versicherungskosten für Kraftfahrerinnen und Kraftfahrer des Bundes


	3 Zusammenfassende Bewertung und Empfehlungen vor Stellungnahme der Bundesministerien
	4 Stellungnahmen zur Prüfungsmitteilung
	5 Abschließende Bewertung
	Anlage PM Selbstdeckung.pdf
	Anlage


